
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB (2007) UND BAUNVO (1990) 
 

1. In dem allgemeinen Wohngebiet sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig:  
 

 Wohngebäude gem. § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO. 
 

 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende

Handwerksbetriebe gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO. 

 

2. In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) darf die zulässige Grundflächenzahl durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 
BauNVO bezeichneten Anlagen um bis zu 20% überschritten werden. 

 

3. Die Mindestgröße der Baugrundstücke wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB auf 400 m² festgesetzt. 
 

4. Bei der Ermittlung der Geschossflächen sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in Dachgeschossen einschließlich 
der zu ihnen gehörenden Treppenräume und Umfassungswände mitzurechnen (gem. § 20 Abs. 3 Satz 2 BauNVO). 

 

5. In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB je Einzelhaus höchstens zwei Wohnungen 
zulässig; für Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf können ausnahmsweise max. vier statt zwei Wohnungen 
pro Wohngebäude zugelassen werden, wenn die geplante Baustruktur gewahrt bleibt.  

 

6. Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes WA dürfen die Gebäude eine maximale Firsthöhe (FH) von 8,50 m nicht 
überschreiten. Der untere Bezugspunkt für die Firsthöhe ist die Fahrbahnoberkante im Bereich der Fahrbahnmitte der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 

7. In dem Baugebiet darf die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens nicht höher als 0,30 m über der Oberkante 
der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche liegen (gem. § 9 Abs. 3 BauGB). 

 

8. In dem Baugebiet ist die Errichtung von Garagen und Nebenanlagen nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig (gem. § 12 und § 14 Abs. 1 BauNVO). 

 

9. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB standortheimische Bäume und Sträucher vollflächig anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Als 
standortheimische Bäume und Sträucher sind folgende Arten zulässig: 

 

 Sträucher:  Hainbuche, Liguster, Feldahorn, Weißdorn, Rotdorn, Kornelkirsche, Hartriegel, Haselnuss, Stechpalme, 
 Schlehe, Faulbaum,Wildrosen, Brombeere, Holunder, Vogelbeere.  

 

 Bäume: Rotdorn, Weißdorn, Felsenbirne, Linde, Kastanie.  
 

10. Die öffentlichen Grünflächen sind als naturnahe Grünbereiche zu entwickeln und dauerhaft abzusichern. Die 
vorhandenen Gehölzbestände sind dauerhaft zu erhalten (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB).  

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 56 NBAUO (2006) 
 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 80/VI – 1. 
Änderung.  
 

Hinweis auf den Bußgeldtatbestand: Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften können als 
Ordnungswidrigkeit gem. § 91 Abs. 3 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
 

1. Im Bebauungsplanbereich sind Flachdächer mit Ausnahme für Garagen, Carports und untergeordnete Nebenanlagen 
unzulässig. Die Dächer der Gebäude sind als Walm-, Krüppelwalm-, Pult- oder Satteldächer mit einer Dachneigung 
von 35° bis 48° oder als Mansarddächer zu errichten. 

 

2. Dachgauben und sonstige Dacheinschnitte sind bis zu maximal ein Drittel der entsprechenden Dachflächenlänge auf 
Höhe des jeweiligen Eingriffs zulässig.  

 

3. Die geneigten Dächer sind mit Dacheindeckungsmaterialien in den Farbtönen naturrot bis rotbraun (angelehnt an die 
RAL-Töne 3001 bis 3005, 3009, 3011 und 3013) einzudecken. Ausgenommen von dieser Vorschrift sind Wintergärten 
und Anlagen zur Sonnenenergienutzung. 

 

4. Die Grundstücksfreiflächen der Wohngrundstücke sind als Zier- bzw. Wohngärten anzulegen. Ausgenommen von 
dieser Vorschrift sind die notwendigen Pflasterflächen der PKW-Stellplätze, Zufahrten, Zugänge und Wohnterrassen. 

 

5. Einfriedungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind nur in Form von geschnittenen Hecken zulässig. Zu den 
öffentlichen Grünflächen sind Einfriedungen nur in Form von frei wachsenden Hecken aus landschaftsgerechten 
Gehölzen zulässig.  

 Als Pflanzmaterial sind ausschließlich Laubgehölze entsprechend der textlichen Festsetzungen Nr. 9 zu verwenden. 
 

6. Zäune als Grundstückseinfriedungen zu öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sind nur im Zusammenhang mit 
Hecken und Pflanzstreifen als Maschendrahtzäune (max. 1,20 m hoch) zulässig. Im Bereich von Hecken sind sie an 
deren Grundstückinnenseiten zu errichten.  

NACHRICHTLICHE HINWEISE 
 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. sein: 
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, 
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen 
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die 
Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzüglich die 
Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 


